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Abstract 

Germany`s disappointing economic performance causes political upsets. If the next 

government intents to be more successfull than the current one, fundamental reforms are to be 

enforced. Germany`s inadequate federal system is a major growth obstacle. The country 

forgoes the benefits of institutional competition, that would result in a higher level of 

efficiency. As mobility within the federal republic is higher than between countries, 

competition among the German Länder could be more challenging than between Germany 

and its foreign trade partners. Thus, vivid competition on the level of the Länder would 

strengthen the incentives to perform an effective policy and wipe out inefficiencies, for 

example those being due to the political process. Though the most important political issues 

are shaped on the federal level, some political scope for the Länder governments remains. 

This holds true especially as far as the administration rather than the legislative is concerned. 

The study “Die Bundesländer im Standortwettbewerb” evaluates the political success of the 

German Länder. It reveals, that the different performance of the Länder is also due to different 

Länder policies. Bavaria and Baden-Wuerttemberg are the two most successful Flächenländer 

(non-city states), and they are the two Länder with the most consequent policies as well. To 

enhence the beneficial effects of institutional competition, a comprehensive reform has to 

widen the political scope of the Länder. Competences are to be disentengled. With the 

concept of the FOCJ (functional, overlapping, competing jurisdictions), Frey an Eichenberger 

propose to decentralize competences radically and enhence institutional competition to a 

maximum level. 

 

 

1. Einleitung 

Die wirtschaftliche Misere in Deutschland hat die Politik fest im Griff. Fortgesetzte wirt-

schaftliche Stagnation und Massenarbeitslosigkeit stürzten die rot-grüne Bundesregierung in 

ein Dilemma, aus dem Neuwahlen als letzter Ausweg erschienen: Einerseits verliert die Bun-

desrepublik im internationalen Standortwettbewerb immer weiter an Boden, der Reform-

bedarf ist offensichtlich. Andererseits brachten die zaghaften Reformansätze der SPD Wahl-

niederlage um Wahlniederlage ein. Hieraus möge die Regierung, die nach den vorgezogenen 

Bundestagswahlen die Fäden in der Hand hält, ihre Lehren ziehen und sich nicht ebenfalls 

zwischen alle Stühle setzen: Reförmchen wie Hartz IV und Agenda 2010 reichen nicht aus, 

die wirtschaftliche Trendwende herbeizuführen, sie genügen aber sehr wohl, um Betroffenen 
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weh zu tun, ohne dass Sinn und positive Effekte der Novellen sich klar abzeichnen. Die 

kommende Bundesregierung ist im eigenen Interesse und im Interesse der Bundesrepublik 

gefordert, den großen Schnitt vorzunehmen, um den Durchbruch zu mehr Wachstum und Be-

schäftigung zu schaffen. Vor allem gilt es, die institutionelle Verflechtungsfalle zu zer-

schlagen, in der sich das Land verfangen hat. Die Bundesländer müssen von den Fesseln des 

bundesdeutschen kooperativen Föderalismus befreit werden. Institutioneller Wettbewerb un-

ter den Bundesländern hilft der Bundesrepublik, im internationalen Standortwettbewerb 

wettbewerbsfähiger zu werden. 

Um dies zu zeigen, werden im Kapital (2. Kapitel) die Vorteile einer dezentralen föderalen 

Ordnung dargestellt. Vor dem Hintergrund des Wettbewerbsföderalismus als Idealbild wird 

die reale Lage des kooperativen Föderalismus in der Bundesrepublik beleuchtet (3. Kapitel). 

Defekte und Fehlanreize werden dabei offensichtlich. Anschließend wird ausgeführt, welche -

Kompetenzen den Ländern verbleiben (4. Kapitel). Dabei wird auf die empirischen -

Ergebnisse der Studie „Die Bundesländer im Standortwettbewerb“ zurückgegriffen, in der es 

galt, diejenigen Faktoren zu identifizieren, mit denen die Landesregierungen den Erfolg ihres 

Bundeslandes beeinflussen können. Das Ergebnis des Bundesländerrankings, Erfolg und Kon-

sequenz der politischen Bemühungen in den Bundesländern, wird im vierten Kapitel ebenfalls 

dargestellt. Es zeigt sich, dass die Länder wegen des beschränkten Standortwettbewerbs ihre 

relative Position nur begrenzt verbessern können. Schließlich werden im fünften Kapitel eini-

ge Vorschläge unterbreitet, das föderale System umzugestalten und Kompetenzen neu zu de-

finieren, mit dem Ziel, zu einer stärker an Effizienzkriterien orientierten föderalen Ordnung 

zu gelangen, Entscheidungsblockaden aufzulösen und von den Vorteilen des institutionellen 

Wettbewerbs zu profitieren. 

 

2. Wettbewerblicher Föderalismus: Immobiles kämpft um Mobiles 

Standortwettbewerb äußert sich als Wettbewerb von Immobilem um die mobileren Produkti-

onsfaktoren.1 Der Staat mit seinem institutionellen Rahmen ist immobil, Arbeitskräfte sind 

relativ immobil, der Produktionsfaktor Kapital vergleichsweise mobil. Qualität und Preis des 

Immobilen entscheiden über die Anziehungskraft, die auf den mobileren Faktor Kapital aus-

geübt wird. Der Staat kann zur Attraktivität eines Standortes beitragen, indem er sich um effi-

ziente institutionellen Rahmenbedingungen sowie eine effiziente und effektive Bereitstellung 

öffentlicher Güter bemüht. Preis und Qualität bzw. Produktivität des zu Kapital komplementä-

                                                
1 Vgl. Giersch (1989); Siebert und Koop (1993); Siebert (1996); Siebert (2000). 
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ren Produktionsfaktors Arbeit beeinflussen ebenfalls, wie günstig sich die Standortbedingun-

gen aus Sicht des mobileren Faktors Kapital darstellen.2 Ob ein Land als Investitionsstandort 

attraktiv ist, hängt von der Netto-Kapitalrendite ab, die der Faktor Kapital erwirtschaften 

kann. Sie basiert auf der Produktivität des Faktors Kapital. Nach Abzug von Lohnkosten so-

wie Steuern und Abgaben, die an den Staat zu zahlen sind, verbleibt die Netto-Kapitalren-

dite.3 

Im Standortwettbewerb geht es darum, die Kapitalproduktivität, Lohnkosten und Steuerlast 

des Faktors Kapital positiv zu beeinflussen: Durch eine hohe Qualität öffentlicher Güter, bei-

spielsweise der Verkehrsinfrastruktur, kann die Kapitalproduktivität gesteigert werden. Eben-

so tragen qualifizierte und flexibel einsetzbare Arbeitskräfte zur Produktivität des kom-

plementären Faktors Kapital bei. Ein funktionstüchtiger, deregulierter Arbeitsmarkt ist wich-

tig, damit die Löhne sich an den Knappheitsverhältnissen auf den Faktormärkten orientieren 

und die Lohnkosten die Wettbewerbsfähigkeit nicht gefährden.4 Schließlich entscheidet die 

Steuerbelastung des Faktors Kapital darüber, wie groß der Keil ist, der sich zwischen Brutto-

Kapitalrendite und Netto-Kapitalrendite schiebt. Indem sich eine Regierung bemüht, bei der 

Bereitstellung öffentlicher Güter Ineffizienzen so weit wie möglich zu vermeiden, kann sie 

den Bedarf an Steuereinnahmen begrenzen. Beispielsweise könnten politische Akteure in ih-

rem Verhalten berücksichtigen, dass es im Standortwettbewerb mit hohen Kosten verbunden 

ist, politische Renten zu generieren, und sich damit zurückhalten, eigene Interessen zu verfol-

gen. Nachdem sich Regierungen in einem ersten Schritt darum bemühen, den Bedarf an Steu-

ereinnahmen nicht ausufern zu lassen, können sie in einem zweiten Schritt einen Standort 

dadurch für mobile Faktoren attraktiver machen, dass vor allem die immobilen Faktoren die 

Steuerlast zu tragen haben. 

Die Bundesrepublik kann sich dem globalen Standortwettbewerb um die mobilen Produkti-

onsfaktoren nicht entziehen. Will sie im Standortwettbewerb nicht weiter zurückfallen, müs-

sen institutionelle Arrangements so gewählt werden, dass sie auf eine hohe Kapitalproduk-

tivität bei moderaten Lohnkosten und geringer Steuerbelastung des Faktors Kapitals hinwir-

ken. Hierfür ist es wichtig, entsprechende Anreize zu setzen. Diese Antriebe sind dann beson-

ders ausgeprägt, wenn sich effiziente institutioneller Rahmenbedingungen besonders vorteil-

haft auswirken, wenn sie mit einem besonders umfangreichen Zuzug des mobileren Produkti-

onsfaktors Kapital belohnt werden. Je mobiler der Faktor Kapital, je elastischer er auf Diffe-

                                                
2 Vgl. Berthold und Fricke (2004), S. 93f. 
3 Vgl. Apolte (1999), S. 35 zur Darstellung eines Zusammenhangs zwischen Kapitalrendite, Lohnkosten und 
Steuerbelastung. 
4 Vgl. Berthold, Fricke und Kullas (2005), S. 98. 
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renzen der Netto-Kapitalrendite reagiert, desto größer die Vorteile effizienter institutioneller 

Arrangements. 

Kapital ist innerhalb der Bundesrepublik mobiler als zwischen der Bundesrepublik und ande-

ren Staaten. So liegen in den Volkswirtschaften der EU Ersparnis und Investitionsvolumen 

jeweils relativ nahe beieinander, nicht einmal für Finanzkapital kann von vollständiger Kapi-

talmobilität zwischen den EU-Staaten ausgegangen werden5. Die Heimatpräferenz des Fak-

tors Kapital wird zwischen den Bundesländern geringer als zwischen der Bundesrepublik und 

anderen Staaten ausfallen. Verzicht auf räumliche Nähe, Sprachbarrieren, bekannte Rah-

menbedingungen und damit einhergehend ein geringeres Risiko oder das Fehlen von Netz-

werken sind innerhalb der Bundesrepublik weniger bedeutend. Die Präferenz für ein konkre-

tes Bundesland wird von wenig mehr als der erzielbaren Netto-Kapitalrendite geleitet sein, 

unabhängig vom Herkunftsbundesland des Kapitals. Tatsächlich zeigen empirische Untersu-

chungen für bestehende Föderationen – beispielsweise für die Vereinigten Staaten – keinen 

signifikanten Zusammenhang zwischen inländischer Ersparnisbildung und inländischer Inves-

titionstätigkeit. Es kann mithin von hoher Kapitalmobilität zwischen den Gliedern einer Föde-

ration ausgegangen werden.6 

Es bietet sich demnach mit Blick auf Wirkungsmechanismen des institutionellen Wettbewerbs  

folgendes Arrangement an, damit die Bundesrepublik eine stärkere Position im internationa-

len Standortwettbewerb erlangen kann: Diejenigen Kompetenzen, die Kapitalproduktivität, 

Lohnkosten sowie Steuerlast des Kapitals und damit die Netto-Kapitalrendite tangieren, sind 

auf Bundesländerebene anzusiedeln. Dadurch, dass die Kapitalmobilität zwischen Bundeslän-

dern höher ausfällt, als zwischen der Bundesrepublik und anderen Staaten, haben Landesre-

gierungen einen größeren Anreiz als die Bundesregierung, sich um möglichst effiziente Rah-

menbedingungen und eine hohe erzielbare Netto-Kapitalrendite zu bemühen. Als Ergebnis 

dieses Bemühens ist zu erwarten, dass die Netto-Kapitalrendite im Bundesdurchschnitt an-

steigt. Damit wird die Bundesrepublik für den mobileren Faktor Kapital attraktiver und kann 

im Standortwettbewerb Boden gutmachen.  

Gelingt es, die Kapitalproduktivität als eine Determinante der Netto-Kapitalrendite zu steigern 

und hierdurch Kapital zu attrahieren, so steigt mit Kapitalstock und Kapitalproduktivität das 

Produktionspotential. Außerdem erhöht sich mit dem Kapitalstock gängigen Produktions-

                                                
5 Vgl. Feldstein und Horioka (1980); Kleinewefers Lehner (1998); Berthold (1997), S. 66ff.; Feld und Kirch-
gässner (1995). 
6 Vgl. Sinn (1992) sowie Bayoumi und Rose (1993). 
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funktionen zufolge die Arbeitsproduktivität und damit die Arbeitsnachfrage.7 Eine 

wettbewerbliche föderale Ordnung verspricht demzufolge, die Einkommens- und Beschäfti-

gungssituation in der Bundesrepublik zu verbessern. Der Preis hierfür sind ungleichere Le-

bensbedingungen, die sich einstellen, wenn einige Länder erfolgreicher als andere darin sind, 

die Verdienstmöglichkeiten für den Faktor Kapital zu verbessern. 

Dezentral angesiedelte Entscheidungskompetenzen bieten Möglichkeiten, unterschiedliche 

Wege zu beschreiten. Bundesländer könnten, wenn sie mit entsprechenden Kompetenzen aus-

gestattet wären, Politikparameter im Standortwettbewerb unterschiedlich wählen. Bürger und 

Unternehmen werden sich dort ansiedeln, wo das von der Institution angebotene Güterbündel 

und die dafür zu zahlenden Steuern am ehesten ihren Präferenzen entsprechen. Somit werden 

sich in einer Gebietskörperschaft Personen und Unternehmen mit relativ ähnlichen Präferen-

zen zusammen finden, wohingegen die Unterschiede zwischen den Gebietskörperschaften 

erhalten bleiben oder zunehmen. 

Gleichzeitig fungiert der institutionelle Wettbewerb unter den Gebietskörperschaften als Ent-

deckungsverfahren, da einzelne Gebietskörperschaften im Wettbewerb um Bürger und Unter-

nehmen stehen.8 Analog zum wirtschaftlichen Wettbewerb nimmt mit zunehmender Anzahl 

der Institutionen und sinkenden Mobilitätskosten der Unternehmen und Einwohner der Effi-

zienzdruck auf die Bundesländer zu. Der Innovationsanreiz steigt, ein Güterbündel günstiger 

bereitzustellen als andere Gebietskörperschaften, um neue Unternehmen oder Bürger anzu-

ziehen. Der Wettbewerbsdruck auf die anderen Gebiete erhöht sich und zwingt diese, die In-

novation zu übernehmen, um weiterhin attraktiv zu bleiben.9 Haben Länder Erfolg, so werden 

andere ihrem Beispiel folgen. Institutioneller Wettbewerb liefert Regierungen also nicht nur 

einen stärkeren Anreiz, effiziente Rahmenbedingungen zu schaffen; er verschafft den Regie-

renden auch bessere Informationen, wie solche Rahmenbedingungen aussehen könnten. Ü-

berdies bestehen in einer föderalen Ordnung mit umfangreichen Kompetenzen auf dezentralen 

Ebenen eher die Möglichkeiten, sich an den jeweiligen spezifischen örtlichen Bedingungen zu 

orientieren und eine maßgeschneiderte Politik zu verfolgen.10 

Institutioneller Wettbewerb liefert Regierungen also nicht nur einen stärkeren Anreiz, effi-

ziente Rahmenbedingungen zu schaffen; er verschafft den Regierenden auch bessere Infor-

mationen, wie solche Rahmenbedingungen aussehen könnten. Überdies bestehen in einer fö-

deralen Ordnung mit umfangreichen Kompetenzen auf dezentralen Ebenen eher die Mög-
                                                
7 Die genannten Zusammenhänge gelten beispielsweise für eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion. 
8 Vgl. Hayek (1969) zur Funktion des Wettbewerbs als Entdeckungsverfahren. 
9 Vgl. Schuster und Vaubel (1996), S. 181-188. 
10 Vgl. Berthold, Fricke und Kullas (2005), S. 89f. 
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lichkeiten, sich an den jeweiligen spezifischen örtlichen Bedingungen zu orientieren und eine 

maßgeschneiderte Politik zu verfolgen. 

Neben wirtschaftlichen Aspekten bietet ein föderales System mit dezentraler Orientierung 

weitere Vorteile:11 In einer solchen föderalen Ordnung sind die Grundlagen gelegt, sich am 

Subsidiaritätsprinzip zu orientieren und die Eigenverantwortlichkeit kleiner gesellschaftlicher 

Einheiten gegenüber staatlichen Eingriffen zu schützen. Politisches Handeln wird überschau-

barerer, Verantwortlichkeiten für staatliches Handeln können besser zugeordnet werden. Bür-

ger mögen sich eher zu politischem und gesellschaftlichem Engagement animiert fühlen, 

wenn sie sich für die Belange ihrer unmittelbaren Umgebung einsetzen können. 

Wird angesichts der bedeutenden Vorteile eine wettbewerbliche föderale Ordnung mit dezen-

tralen Entscheidungskompetenzen angestrebt, so sind gewisse Rahmenbedingungen zu be-

achten. Hohe Transaktionskosten bestimmter Aufgaben könnten kleine Gebietskörperschaften 

in ihrer Leistungsfähigkeit überfordern. Nach dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz sollte 

angestrebt werden, Aufgabenkompetenzen so zuzuteilen, dass räumliche externe Effekte in-

ternalisiert werden.12 Außerdem gilt es, Skalenerträge auszuschöpfen. Positive Skalenerträge 

liegen etwa dann vor, wenn aufgrund hoher Fixkosten einer staatlich bereitgestellten Leistung 

mit zunehmender Ausbringungsmenge die durchschnittlichen Kosten sinken. In diesem Fall 

ist eine gemeinsame Produktion des Gutes kostengünstiger als eine dezentrale Bereitstellung. 

Externe Effekte treten dann auf, wenn die Bereitstellung eines Gutes in einem Gebiet den 

Nutzen der Bewohner eines anderen Gebietes beeinflusst. Eine dezentral bereitgestellte Men-

ge wäre bei positiven externen Effekten geringer, als die gesamtwirtschaftlich optimale Men-

ge. Diese Problem könnte jedoch durch die von Coase vorgeschlagenen Ver-

handlungslösungen gelöst werden, so dass dezentrale Lösungen nicht automatisch mit Ineffi-

zienzen verbunden sein müssen. 

Dezentrale Lösungen bieten auch den Vorteil, dass es leichter fällt, den Bedürfnissen der Bür-

ger und Unternehmen zu entsprechen.13 Präferenzkosten können somit vermieden werden. 

Diese fallen an, wenn Art oder Bereitstellungsmenge öffentlicher Leistungen nicht den Präfe-

renzen der Individuen entsprechen. Zur graphischen Veranschaulichung wird von zwei Län-

dern und einem öffentlichen Gut ausgegangen, dass allen Bewohnern einer Region den glei-

                                                
11 Vgl. Berthold und Fricke (2004), S. 83; Sturm (2001), S. 11 sowie Laufer und Münch (1998), S. 28-33 zu 
nicht-ökonomischen Vorteilen einer föderale Ordnung mit dezentralen Entscheidungskompetenzen. 
Vgl. die Sozialenzyklika „Quadregesimo anno“ von Papst Pius XI. aus dem Jahre 1931 zum Subsidiaritätsprin-
zip in der katholischen Soziallehre. 
12 Vgl. Olson (1969). 
13 Vgl. Schuster und Vaubel (1996), S. 181f; Blankart (1994), S. 504-508. 
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chen Nutzen stiftet, außerhalb dieser Region jedoch keine Nutzenveränderung bewirkt. Die 

Grenzkosten des Gutes sind konstant und in beiden Ländern identisch. Fixkosten existieren 

nicht, so dass die Durchschnittskosten unabhängig von der Ausbringungsmenge sind. Die 

Kostenstruktur beeinflusst somit die Wahl der institutionellen Ebene nicht. Es wird weiterhin 

davon ausgegangen, dass das öffentliche Gut bei einer zentralen Bereitstellung in beiden Re-

gionen in gleicher Menge bereitgestellt wird. Haben die Bewohner der beiden Länder unter-

schiedliche Präferenzen hinsichtlich des Gutes, fallen bei zentraler Produktion Präfe-

renzkosten an. So fragen beispielsweise Länder mit einem hohen Einkommen (Land 2) mehr 

soziale Sicherheit als Länder mit geringerem Einkommen (Land 1) nach. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei einer zentralen Bereitstellung wird als Kompromiss eine mittlere Menge bereitgestellt. 

Dies führt in Land 1 zu einer zu hohen Bereitstellung. Es entstehen Präferenzkosten in Größe 

des dunklen Dreiecks. In Land 2 liegt die marginale Zahlungsbereitschaft über den Grenz-

kosten, was dazu führt, dass in dieser Region die zentral bereitgestellte Menge als zu niedrig 

empfunden wird. Somit entstehen in Land 2 ebenfalls Präferenzkosten (helles Dreieck). Ins-

gesamt zeigt sich, dass die Präferenzkosten um so größer sind, je unterschiedlicher die Präfe-

renzen der einzelnen Regionen sind. Wird das lokale öffentliche Gut in jedem Land individu-

ell bereitgestellt, fallen diese Präferenzkosten nicht an, da die unterschiedlichen Präferenzen 

berücksichtigt werden können.14 

Auf zentraler Ebene ist es Interessengruppen überdies eher möglich, Entscheidungen zu ihren 

Gunsten und gegen die Präferenzen der Individuen zu beeinflussen: Je zentraler Entscheidun-
                                                
14 Vgl. Schuster und Vaubel (1996), S. 181f. 

Opt. Menge 

bei individu-

eller Bereit-

stellung für 

Menge des 
öffentlichen 
Gutes bei 
zentraler 
Bereitstellung 

Nachfrage in Land 1 Nachfrage in Land 2 

Menge des lokalen  
öffentlichen Gutes 

Grenzkosten 

Opt. Menge 
bei individu-
eller Bereit-
stellung für 
Land 2 

Preis 

 (Quelle: Schuster und Vaubel (1996), S.183.) 



 

 8

gen getroffen werden, desto höher sind die Informationskosten für Politiker und Bürger. Poli-

tiker werden sich dadurch eher durch Interessengruppen beeinflussen lassen. Auch, weil sie 

mit deren Unterstützung mehr Wählerstimmen auf sich vereinigen können, wenn es Bürgern 

schwerer fällt festzustellen, dass ihre Präferenzen nicht optimal getroffen werden.15 

Ein „Race-to-the-Bottom“ als distributive Fehlentwicklung, ausgelöst durch Dezentralisierung 

von Kompetenzen, muss angesichts der empirischen Ergebnisse offenbar nicht befürchtet 

werden: Studien aus der Schweiz und den USA unterstützen die Vermutung, dass dezentrale 

staatliche Umverteilung effizient sein kann, wenn reiche und arme Individuen sich altruistisch 

verhalten. Dies ist bei Umverteilungsaktivitäten im unmittelbaren Umfeld der Betroffenen 

eher zu erwarten. Empirische Untersuchungen zeigen, dass die Gefahr eines „Race-to-the-

Bottom“ keine reale ist.16 

 

3. Kooperativer Föderalismus: Immobiles kämpft um Politisches 

Obwohl eine institutionelle Ordnung nach dem Leitbild des Wettbewerbsföderalismus große 

Vorteile bietet, war die föderale Ordnung der Bundesrepublik von Anfang an kooperativ 

angelegt. Die Bundesländer hatten und haben eine relativ schwache Position.17 Der Idee des 

institutionellen Wettbewerbs folgend müssten diejenigen Kompetenzen dezentral angesiedelt 

sein, mit denen die öffentliche Institutionen primär beeinflussen können, wie attraktiv ein 

Standort ist. Diejenigen Kompetenzen müssten also als Handlungsparameter im Standortwett-

bewerb eingesetzt werden können, welche Kapitalproduktivität, Lohnkosten und Steuerbe-

lastung als Determinanten der Netto-Kapitalrendite beeinflussen.18 Gerade in diesen Berei-

chen sind die Handlungsspielräume der Länder jedoch begrenzt: 

Landesregierungen können sich bemühen, die Grenzproduktivität des Faktors Kapital zu stei-

gern. So kann ein Land öffentliche Güter in besonders hochwertiger Qualität bereitstellen, 

beispielsweise eine besonders effiziente Verkehrsinfrastruktur. Landesregierungen können 

sich mit ihrer Bildungspolitik um eine hohe Qualität des Produktionsfaktors Arbeit bemühen, 

der komplementär zum Faktor Kapital ist. Weiterhin tragen deregulierte Märkte dazu bei, dass 

Bestandteile des Produktionsfaktors Kapital auf die effektivste Art und Weise untereinander 

und mit dem Produktionsfaktor Arbeit verknüpft werden können. Ein flexibler Arbeitsmarkt 
                                                
15 Vgl. Schuster und Vaubel (1996), S. 187f. 
16 Vgl. beispielsweise Pauly (1973); Gramlich und Laren (1984); Peterson und Rom (1989); Peterson, Rom und 
Scheve jr. (1999); Brueckner (2000) sowie Kaestner, Kaushal und van Ryzin (2003). 
17 Vgl. Berthold und Fricke (2004), S. 86-89. 
18 Vgl. Apolte (1999), S. 35 zur Darstellung eines Zusammenhangs zwischen Kapitalrendite, Lohnkosten und 
Steuerbelastung. 
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spielt eine wichtige Rolle, das Arbeitskräftepotential ausschöpfen und damit die Produktivität 

des komplementären Faktors Kapital steigern zu können. Die Regulierung der Güter- und 

Faktormärkte, obliegt jedoch dem Bund.  

Während Landesregierungen die Kapitalproduktivität zwar beeinflussen, ihr Potential jedoch 

nicht annähernd ausschöpfen können, fallen landespolitische Handlungsspielräume bei den 

weiteren Determinanten der Netto-Kapitalrendite noch geringer aus: Lohnkosten und Steuer-

last lassen sich vor allem durch die Regulierung des Arbeitsmarktes, Sozialgesetzgebung und 

Steuerpolitik beeinflussen. Die entsprechenden Kompetenzen liegen fast vollständig beim 

Bund.19  

Wenn in vielen Bereichen die Bundesebene entscheiden kann, so gehen den Bürgern der 

Bundesrepublik die Vorteile verloren, die dezentrale Entscheidungskompetenzen und institu-

tioneller Wettbewerb bringen. Immerhin ist jedoch zu erwarten, dass sich die Bundespolitik 

den Herausforderungen eines sich wandelnden globalen Wettbewerbs stellt, bei allen Män-

geln, die politische Entscheidungsprozesse ohne den besonderen Effizienzdruck eines ver-

schärften institutionellen Wettbewerbs mit sich bringen. Katastrophal wirkt es sich jedoch 

aus, wenn auch der Bund trotz drängender Probleme handlungsunfähig ist. Die Gefahr von 

Politikblockaden hat in der Vergangenheit deutlich zugenommen. Die Gründe hierfür sind 

vielschichtig.20 So ist die Parteienlandschaft in der Bundesrepublik seit den 70er Jahren viel-

fältiger geworden. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Parteien der Regierungskoalition auf 

Bundesebene auch die Mehrheit der Bundesratsmitglieder stellen, hat abgenommen. Unüber-

sichtlicher wird das Abstimmungsverhalten der Länder auch dadurch, dass das Primat der 

Parteizugehörigkeit für Bundesratsabstimmungen weniger stark als früher gilt. Die Eigen-

schaft, beispielsweise ostdeutsches Land, Flächenland, kleines Land oder Nehmerland im 

System des Finanzausgleichs zu sein, beeinflusst das Abstimmungsverhalten ebenfalls. Bei 

größer gewordener Heterogenität des Landes fällt es schwerer, im Konsens zu Lösungen zu 

gelangen.21 Außerdem hat der Anteil der zustimmungspflichtigen Gesetze zugenommen. Die 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat hierzu wesentlich beigetragen.22  

Auf dem Verschiebebahnhof politischer Verantwortung, auf dem autonome Handlungsspiel-

räume fehlen und in wichtigen Politikbereichen alle für alles gleichviel oder gleichwenig ver-

antwortlich sind, herrscht reger Verkehr. Er lebt nicht nur von der Verschränkung zwischen 

Bundestag und Bundesrat. Gehörig durcheinandergeraten ist auch die vom Grundgesetz vor-
                                                
19 Vgl. Berthold und Fricke (2004), S. 87; Berthold, Drews und Thode (2001), S. 8f. 
20 Vgl. Sturm (2001), S. 44 und 48; Münch (2000), S. 83; Renzsch (1991). 
21 Vgl. Sturm (2001), S. 48. 
22 Vgl. Münch (2000), S. 83. 
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gegebene Ordnung, was Bundes- und was Ländersache ist. Die konkurrierende Gesetzgebung 

ist de facto zur ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes geworden, Rahmengesetze lassen 

den Ländern nur noch geringen Spielraum, den überbreiten vorgegebenen Rahmen nach ihren 

Vorstellungen zu füllen. Gemeinschaftsaufgaben, Mischfinanzierungen, Steuerverbund, ex-

pliziter Länderfinanzausgleich, impliziter Finanzausgleich über die sozialen Sicherungssys-

teme, heimlicher Finanzausgleich über aktive Arbeitsmarktpolitik und Regionalpolitik etc. 

sind Vehikel, Verantwortlichkeiten und Finanzmittel zu verschieben.  

Aus Sicht eines Landes wird es weniger wichtig, primär und aus eigener Kraft einen Stand-

ortvorteil herauszuarbeiten, durch eine konsequente und aktive Politik dem mobileren Pro-

duktionsfaktor Kapital attraktive Standortbedingungen bieten zu können. Anstelle des Kamp-

fes um Mobiles gewinnt der Kampf um Politisches an Bedeutung: Aus vielfältigen Abhängig-

keiten im System des kooperativen Föderalismus und einer allgemeinen Abneigung gegen 

Wettbewerb ist das Kartell aus Bund und Ländern geschmiedet. Viele Entscheidungen in die-

sem Kartell können nur im Konsens und oder mit einer großen qualifizierten Mehrheit getrof-

fen werden. Es gilt, sich im Poker um die riesige Umverteilungsmasse ein möglichst großes 

Stück des Kuchens zu sichern. Man denke daran, wie Länder sich die Zustimmung zu Bun-

desgesetzen im Bundesrat abkaufen lassen, oder daran, wie Länder ihr politisches Handeln 

vor allem daran ausrichten, in ihrem Bemühen um Entschuldungshilfen vor dem Bundesver-

fassungsgericht gute Karten zu haben. 

Auch die Bundesregierung wird im bundesdeutschen kooperativen Föderalismus dazu verlei-

tet, eher um Politisches statt um Immobiles zu kämpfen. Die große interregionale Umvertei-

lungsmaschinerie, deren Funktionsweise der Bund in wichtigen Teilen steuert, erlaubt es, aus 

Ländern Ressourcen aufzusaugen und sie an anderer Stelle fallen zu lassen; Ressourcen, die 

bei klarer zugeteilten Kompetenzen und Verantwortlichkeiten in ihren Ursprungsländern 

verblieben. Interregionale finanzielle Umverteilung ist bereits an sich anreizschädlich und 

hemmt das wirtschaftliche Wachstum.23 Erschwerend kommt jedoch noch hinzu, dass die 

Bundesregierung der Versuchung unterliegt, interregionale Umverteilung wahltaktisch moti-

viert statt effizienzorientiert zu betreiben. Für die Richtung interregionaler Umverteilung 

könnte statt der Elastizität des mobilen Faktors Kapital die Elastizität der Wählerstimmen 

ausschlaggebend sein: Diskretionäre regionenbezogene Ausgaben lohnen sich dort besonders, 

wo der Anteil der Wechselwähler besonders hoch ist. Leitete die Bundesregierung besonders 

viele Ressourcen in ein Bundesland, in dem Stammwähler dominieren, so fiele die Belohnung 

in Form eines Stimmenzuwachses geringer aus. 
                                                
23 Vgl. Berthold, Fricke, Drews und Vehrkamp (2003), S. 39. 
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4. Und es gibt ihn doch, den Standortwettbewerb der Bundesländer 

Die Möglichkeiten der Bundesländer, sich im institutionellen Wettbewerb um Mobiles aus 

eigener Kraft einen Vorteil zu erarbeiten, sind beschränkt. Sie liegen vor allem darin, wie Ge-

setze ausgeführt werden. Diese begrenzten, aber dennoch bestehenden Einflussmöglichkeiten 

werden von den einzelnen Ländern in verschiedenem Maße genutzt, und entsprechend unter-

schiedlich erfolgreich sind sie. Im Bundesländerranking der Bertelsmann Stiftung untersuchen 

wir regelmäßig, wie sich die Bundesländer im Standortwettbewerb schlagen. Ziel ist es einer-

seits, den Erfolg der Länder anhand aussagekräftiger Parameter zu ermitteln, andererseits, die 

Faktoren zu identifizieren, die für Attraktivität und Erfolg der Länder verantwortlich sind. 

Insbesondere soll der politische Handlungsspielraum, der den Ländern im System des koope-

rativen Föderalismus der Bundesrepublik verbleibt, auf seine standortpolitische Wirksamkeit 

hin untersucht werden.24 In der aktuellen Studie steht der Erfolg der Länder im Beo-

bachtungszeitraum 2002-2004 im Mittelpunkt. 

Der Erfolg als Ziel des politischen Handelns der Länder wird anhand von sechs Zielgrößen 

aus drei Bereichen ermittelt, welche die Attraktivität der Länder maßgeblich bestimmen. Die-

se Indikatoren sind für den Zielgrößenbereich „Einkommen“ das Bruttoinlandsprodukt pro 

Einwohner sowie die Wachstumsrate des Bruttoinlandsproduktes; für den Bereich „Beschäfti-

gung“ die Quote der offenen und verdeckten Arbeitslosigkeit sowie die Erwerbstätigenquote, 

bezogen auf die Einwohner eines Landes im erwerbsfähigen Alter; ferner für den Zielgrößen-

bereich „Sicherheit“ der Anzahl der nicht aufgeklärten Straftaten pro Einwohner als Parame-

ter für die innere Sicherheit sowie der Sozialhilfeempfängeranteil als Indikator für die soziale 

Sicherheit. 

Auf der Basis ökonomischer, bevölkerungs- und anreiztheoretischer Überlegungen wurden 

Zielgrößen ausgewählt und gewichtet. Umfrageergebnisse und die darin ausgedrückten Präfe-

renzen sowie die ökonometrische Analyse von Wanderungsbewegungen legen eine Gewich-

tung der drei Zielgrößenbereiche „Einkommen“, „Beschäftigung“ und „Sicherheit“ von 

1:1:0,25 nahe. Mit diesen Gewichten werden die drei Zielgrößenbereiche zu einem „Erfolgs-

index“ aggregiert, der widerspiegelt, wie sich die Standortattraktivität der einzelnen Bundes-

länder entwickelt hat. Dabei erhält für jede der sechs Zielgrößen und jedes Jahr des Beobach-

tungszeitraumes das jeweils beste Land die Maximalpunktzahl von zehn Punkten, das 

                                                
24 Vgl. Berthold, Fricke und Kullas (2005). 
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schlechteste Land einen Punkt. Alle übrigen Länder erhalten gemäß ihrer Performance relativ 

zum besten und schlechtesten realen Wert einen Punktwert zwischen eins und zehn. 

In einem zweiten Schritt wird untersucht, welche Faktoren für den Erfolg, die Attraktivität der 

Länder im Standortwettbewerb, verantwortlich sind und welchen Einfluss die Landespolitik 

dabei hat. Hierfür wird zunächst in einer Panel-Analyse ökonometrisch untersucht, welche 

Faktoren die sechs Zielgrößen signifikant beeinflussen. Auch für die so ermittelten Wirkungs-

faktoren wird das lineare Punktvergabe-Verfahren mit Punktwerten zwischen 1 für das 

schlechteste und 10 für das beste Land eingesetzt, um auf dieser Grundlage die weiteren Ag-

gregationsschritte durchführen zu können. Für jede der sechs Zielgrößen werden Aktivi-

tätsniveaus gebildet, in welche die Wirkungsfaktoren, die eine Zielgröße signifikant beein-

flussen, mit ihrer jeweiligen Gewichtung einfließen. Die Aktivitätsniveaus spiegeln wider, 

wie aktiv und konsequent die Landesregierungen sich bemüht haben, bei der betreffenden 

Zielgröße gut abzuschneiden. Analog zum Erfolgsindex werden jeweils zwei dieser Aktivi-

tätsniveaus zu einem der drei Aktivitätsbereiche „Einkommen“, „Beschäftigung“ und „Si-

cherheit“ aggregiert, welche dann im letzten Schritt zum umfassenden Aktivitätsindex zu-

sammengefasst werden. Die Gewichtung der drei Aktivitätsbereiche ist dabei identisch mit 

derjenigen der entsprechenden Zielgrößenbereiche im Erfolgsindex. Die drei Bereiche werden 

also erneut mit 1:1:0,25 gewichtet. Der Aktivitätsindex ist damit spiegelbildlich zum Erfolgs-

index konstruiert. 

 

4.1 Ergebnis des Bundesländerrankings: Erfolgs- und Aktivitätsindex 

Im aktuellen Erfolgsindex (Beobachtungszeitraum 2002-2004) bilden die Länder Hamburg, 

Bayern, Baden-Württemberg und Hessen das Spitzenquartett. Bremen, vormals Fünfter, fällt 

aus der Spitzengruppe ins Mittelfeld zurück. Die überragende Wirtschaftskraft sichert Ham-

burg noch einmal knapp den Spitzenplatz. Bayern konnte den Abstand zur Hansestadt jedoch 

stark verringern und liegt nun fast gleichauf. Der Freistaat präsentiert sich bei allen sechs 

Zielgrößen stark. Insbesondere der Bereich „Sicherheit“ ist eine bayerische Domäne. Neben 

Bayern konnte sich auch Hessen besser als die beiden übrigen Länder des Spitzenquartetts 

entwickeln und fast zum Drittplatzierten, Baden-Württemberg, aufschließen. Hessen wirft 

dabei die höchste Wirtschaftskraft aller Flächenländer in die Waagschale, Baden-Württem-

berg die niedrigste Arbeitslosenquote. 

Das Mittelfeld im Bundesländervergleich wird durch die übrigen westdeutschen Bundesländer 

gebildet. Wie bereits im Ranking 2003 zu beobachten, entwickeln sich Rheinland-Pfalz und 
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das Saarland im Südwesten stark. Rheinland-Pfalz profitiert davon, dass es erstmals seit der 

Wiedervereinigung mit die kräftigste Wachstumsdynamik aufweist. Dadurch gelingt es dem 

Land, Bremen vom fünften Rang zu verdrängen, den die Hansestadt in allen bisherigen Beo-

bachtungszeiträumen innehatte. Im Saarland entwickelt sich die Beschäftigungssituation bes-

ser als irgendwo sonst im Westen. Auch die Nordländer Schleswig-Holstein und Niedersach-

sen können sich verbessern. Nordrhein-Westfalen verliert stärker als alle anderen Länder im 

Mittelfeld und fällt hierdurch fast bis ans Ende der westdeutschen Bundesländer zurück, wo 

Niedersachsen seinen bisherigen negativen Trend brechen konnte. Insgesamt führen die unter-

schiedlichen Entwicklungslinien dazu, dass sich die Standortqualitäten der Länder im Mittel-

feld deutlicher unterscheiden als zuvor. 

Auch bei den ostdeutschen Ländern am Ende des Rankings läuft die Entwicklung ebenfalls 

auseinander. Auch im Osten kann sich also eine gute Politik in gewissen Grenzen auszahlen. 

Entwicklungsperspektiven werden demnach nicht allein durch die Zugehörigkeit zur Gruppe 

der neuen Länder bestimmt. Weniger als zuvor erscheinen sie als monolithischer Block auf 

den Schlussplätzen. Mit den mitteldeutschen Ländern Sachsen, Thüringen und Sachsen-

Anhalt gelingt es Bundesländern im Osten erstmals, ihren Punktwert relativ zur bundesweiten 

Entwicklung deutlich zu steigern. 

Der Aktivitätsindex kann und will nicht sämtliche Faktoren abbilden, die für den Erfolg ein-

zelner Bundesländer relativ zu den übrigen verantwortlich sind. Verschiedene Einflussgrößen 

lassen sich nicht objektiv messen. Ein leistungsorientiertes und weltoffenes Klima oder wirt-

schaftsfreundlich und unbürokratisch arbeitende Verwaltungsstrukturen sind kaum in Zahlen 

auszudrücken, noch weniger für alle Länder und alle Jahre nach einheitlichen Kriterien. Auf 

verschiedene Faktoren, die einzelne Bundesländer in unterschiedlichem Maße treffen, haben 

Landesregierungen kaum einen Einfluss. Beispielsweise profitierte Hamburg in hohem Maße 

davon, dass es mit der Wiedervereinigung sein Hinterland zurückgewann, ohne dass es hierzu 

erwähnenswert beitragen konnte. Eben sowenig hatte die rheinland-pfälzische Landesregie-

rung Einfluss darauf, dass die USA und Frankreich einen großen Teil ihrer Truppen abzogen 

und so das Land vor Probleme stellten. Weil der Aktivitätsindex nicht sämtliche Erfolgsfakto-

ren erfassen kann, sind gewisse Differenzen zwischen Erfolgsindex und Aktivitätsindex un-

vermeidlich. Dennoch können die Landesregierungen auf wichtigen Feldern aktiv werden und 

so den Erfolg ihres Landes beeinflussen. Viele dieser Handlungsparameter sind messbar, so 

dass sie in den Aktivitätsindex einfließen können. 
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Zusammenhang zwischen Erfolgs- und Aktivitätsindex
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Aus obiger Grafik geht deutlich hervor, dass Länder mit aktiv und konsequent agierenden 

Landesregierungen erfolgreicher sind. Aktivitätsindex und Erfolgsindex zeigen eine hohe 

Übereinstimmung, der Aktivitätsindex erklärt das Abschneiden der Länder im Erfolgsindex 

zu 65,7% (korrigiertes R²). 

Die erfolgreichen Südländer Baden-Württemberg und Bayern sind wie schon zuvor die Spit-

zenreiter im Aktivitätsindex. Rheinland-Pfalz kann seinen dritten Platz festigen. Im Mittelfeld 

befinden sich die übrigen westdeutschen Flächenländer sowie Hamburg und Sachsen. Auf den 

hinteren Plätzen liegen die restlichen neuen Bundesländer sowie die Stadtstaaten Bremen und 

Berlin. Mecklenburg-Vorpommerns letzter Platz im Aktivitätsindex korrespondiert mit dem 

letzten Platz im Erfolgsindex. Dass die ostdeutschen Länder außer Thüringen deutlich unter-

halb der Regressionsgeraden liegen, ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass die beiden 

westdeutschen Stadtstaaten Hamburg und Bremen als Ausreißer die Gestalt der Regressions-

geraden beeinflussen. Dass sich auch für die neuen Bundesländer eine aktive und konsequente 

Politik in den Grenzen der institutionellen Gegebenheiten auszahlen kann, demonstriert Sach-
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sen: Weit vor allen anderen ostdeutschen Bundesländern hält der Freistaat im Aktivitätsindex 

den Anschluss an das Mittelfeld der Länder. Entsprechend ist Sachsen auch im Erfolgsindex 

das beste ostdeutsche Bundesland. Der Freistaat kann sich mit Thüringen von den übrigen 

neuen Bundesländern absetzen. 

Die gute Position, die Rheinland-Pfalz im Aktivitätsindex erneut einnimmt, korrespondiert 

mit der Aufwärtsbewegung des Landes im Erfolgsindex, die Mitte der 90er Jahre einsetzte. 

Das einstige Land der Rüben, Reben und Raketen steht damit beispielhaft dafür, dass sich mit 

stetigen politischen Bemühungen Anpassungsschocks wie der umfangreiche Abzug amerika-

nischer und französischer Truppen überwinden lassen. Auch Nordrhein-Westfalen ist von den 

Folgen struktureller Veränderungen betroffen. Der schwächere Punktwert im Aktivitätsindex 

weist jedoch darauf hin, dass zwischen Rhein und Weser auf den Strukturwandel politisch 

weniger konsequent als in Rheinland-Pfalz reagiert wurde. Entsprechend fällt Nordrhein-

Westfalen im Standortwettbewerb der Bundesländer zurück. 

Sowohl das Saarland als auch Bremen können sich im Erfolgsindex im Vorderfeld platzieren. 

Dies geschieht, obwohl der unterdurchschnittliche Punktwert im Aktivitätsindex darauf hin-

weist, dass die Politik auf den Schlüsselfeldern weniger aktiv und konsequent als in anderen 

Ländern agiert. Das Missverhältnis zwischen ordentlicher Platzierung im Erfolgsindex und 

einem schwachen Abschneiden im Aktivitätsindex ist in Bremen besonders ausgeprägt. Die 

Entschuldungszahlungen, die zwischen 1994 und 2004 an die Saar und in größerem Umfang 

an die Weser flossen, bieten für diesen scheinbaren Widerspruch eine Erklärung. Mit diesem 

Geld, das zusätzlich ausgegeben wurde, war eine vergleichsweise erfolgreiche Entwicklung 

möglich, ohne dass die Länder die Strukturen für ihren Erfolg vollständig selbst geschaffen 

hätten. Nun, nach dem Auslaufen der Entschuldungszahlungen, drohen die beiden Länder 

zurückzufallen, wenn sie sich nicht um eine konsequentere, aktivere Politik bemühen. 

Parameter, mit denen die jeweiligen Landesregierungen den Erfolg ihres Landes mehr oder 

minder konsequent beeinflussen, tragen zum unterschiedlichen Abschneiden im Erfolgsindex 

bei. Andererseits zeichnet der Erfolgsindex das Bild lediglich moderater Veränderungen: 

Wenn es Sachsen und Thüringen auch gelungen sein mag, sich im Erfolgsindex von den 

nordöstlichen neuen Bundesländern abzusetzen, so konnten sie doch in den 14 Jahren seit der 

Wiedervereinigung nicht bis in die Gruppe der schwächeren westdeutschen Bundesländer 

vorstoßen. Die wesentlich dynamischere Entwicklung in ehemaligen Ostblock-Staaten wie 

Polen, Tschechien, Ungarn oder Slowenien sollte zu Denken geben. Offenbar können sich 

Transformationsökonomien wesentlich erfolgreicher ohne einen rigiden institutionellen Rah-
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men wie den der Bundesrepublik entwickeln. Auch ohne hohe finanzielle Transfers schaffen 

es die Staaten in Mittel- und Osteuropa aufzuholen, weil sich deren institutionellen Arrange-

ments an den Bedürfnissen aufholwilliger Ökonomien ausrichten.  

 

4.2 Bestimmungsfaktoren erfolgreicher Länderpolitik 

Auch wenn in Deutschland die meisten Gesetzgebungsgebiete bundeseinheitlich geregelt 

sind, besteht dennoch ein gewisser landespolitischer Handlungsspielraum. Im System des 

Exekutivföderalismus der Bundesrepublik obliegt es vor allem den Administrationen der 

Länder, Gesetze, nicht zuletzt Bundesgesetze, auszuführen. Die ökonometrische Analyse in 

Form einer Panel-Schätzung destilliert heraus, welche Bestimmungsfaktoren für den Erfolg 

der Bundesländer in den Bereichen „Einkommen“, „Beschäftigung“ und „Sicherheit“ wesent-

lich sind. Die einzelnen Faktoren, die sich als signifikant erweisen, bestätigen gängige Theo-

rien. Es zeigt sich landespolitischer Handlungsspielraum, diese Faktoren zu beeinflussen. 

4.2.1 Bereich Einkommen 

Ökonomische Theorie und die Eigenschaften von Produktionsfunktionen legen nahe, dass 

Wohlstand und Wachstumsdynamik als Zielgrößen des Bereichs „Einkommen“ wesentlich 

von der Menge der eingesetzten Produktionsfaktoren und deren Produktivität, ihrer Qualität 

abhängen. Die Berechnungen unterstützen die Bedeutung dieser Determinanten. Je mehr 

Sachkapital bei der Produktion eingesetzt wird und je moderner es ist, je mehr Arbeitskräfte 

tätig sind und je effektiver sie arbeiten, desto mehr wird produziert und desto höher ist das 

Wohlstandsniveau. Bildungspolitik, allgemeine Wirtschaftspolitik und Haushaltspolitik stel-

len wichtige Handlungsparameter dar, um Menge und Qualität der eingesetzten Produktions-

faktoren zu beeinflussen. 

Bildungspolitik verfolgt das Ziel, den Humankapitalbestand zu erhöhen, die Produktivität der 

Arbeitskräfte zu fördern und so das Produktionspotential zu steigern. Die ökonometrischen 

Berechnungen belegen die Bedeutung von Investitionen in Humankapital. Positiv wirkt es 

sich demnach aus, wenn viele Schulabsolventen die Hochschulreife oder die Fachhochschul-

reife erlangen, wenn viele junge Menschen ein Studium aufnehmen, und zwar an möglichst 

gut ausgestatteten Hochschulen, und wenn der Anteil derer, die nicht einmal einen Haupt-

schulabschluss erreichen, möglichst gering ist. Bundesländer verfügen auf dem Feld der Bil-

dungspolitik über maßgebliche Kompetenzen nicht nur in der Anwendung von Gesetzen, son-

dern im Gesetzgebungsverfahren selbst. 
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Die allgemeine Wirtschaftspolitik setzt Rahmenbedingungen für wirtschaftliche Aktivität. Der 

ordnungspolitische Rahmen ist maßgeblich für die Funktionsfähigkeit marktwirtschaftlicher 

Koordinationsmechanismen und damit dafür, dass viele Produktionsfaktoren produktiv zum 

Einsatz kommen. Dieser Rahmen wird nach aktueller Gesetzgebungskompetenz zu einem 

großen Teil für alle Bundesländer in gleicher Form durch den Bundesstaat vorgegeben. Bun-

desländer als Hauptträger der Verwaltung besitzen dennoch Gestaltungsspielraum, die Funk-

tionsfähigkeit der Märkte zu fördern. Ausgaben für Sozialhilfe und öffentliche Beschäftigung 

beeinflussen die Abläufe auf dem Arbeitsmarkt, die Schätzungen zeigen negative Wirkungen 

dieser beiden Faktoren auf die Zielgrößen im Bereich „Einkommen“. Sie sind durch Ent-

scheidungen auf Landes- und kommunaler Ebene direkt beeinflussbar. Mehrbedarfszuschläge 

sowie Leistungskürzungen bei der Sozialhilfe hängen davon ab, wie Länder und Kommunen 

ihren Spielraum bei der Gesetzesanwendung ausüben. Verkehrswege und Siedlungsstruktur 

wirken darauf ein, wie Informationen ausgetauscht sowie Angebot und Nachfrage zusammen-

gebracht werden können. Sie beeinflussen damit, wie Märkte funktionieren. Beide Faktoren 

erweisen sich in den Schätzungen als signifikant. Die Länder und ihre Kommunen verfügen 

hier über direkte Einflussmöglichkeiten. Öffentliches finanzielles Engagement und Genehmi-

gungsverfahren spielen eine Rolle. 

Wirtschaftliche Dynamik wird sich eher entfalten, wenn die Wirtschaftspolitik zu einem wirt-

schaftsfreundlichen Klima beiträgt. Parameter sind hier beispielsweise niedrige bürokratische 

Hürden, kurze Genehmigungsverfahren und freier Marktzugang. Auch durch öffentliche In-

vestitionen, die komplementär zu privaten sind, beispielsweise in die Verkehrsinfrastruktur, 

und öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung können Landesregierungen zu 

wirtschaftlicher Aktivität und Innovationstätigkeit ermuntern und den Bestand an Produkti-

onsfaktoren mehren. Die Berechnungen zeigen jeweils einen signifikant positiven Einfluss. 

Landesregierungen können durch solche Maßnahmen außerdem dazu ermutigen, den Schritt 

in die Selbständigkeit zu wagen. Die Bereitschaft, als Selbständiger unternehmerisches Risiko 

zu tragen und zu entscheiden, wie Produktionsfaktoren zu kombinieren sind, stellt im Pro-

duktionsprozess eine besonders knappe Ressource dar. Entsprechend zeigen die Berechnun-

gen den positiven Einfluss der Selbständigenquote. 

Bedeutsam ist also, wie haushaltspolitische Schwerpunkte gesetzt werden. Investive Ausga-

ben stärken die wirtschaftliche Dynamik, konsumtive Ausgaben, Ausgaben für öffentliche 

Beschäftigung schwächen diese. Ein hoher Schuldenstand engt den Handlungsspielraum der 

Länder ein, günstige Voraussetzungen für privatwirtschaftliche Aktivitäten zu schaffen. Au-
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ßerdem verringert er das Vertrauen in die Zukunftsfähigkeit eines Standortes. Entsprechend 

zeigt sich ein negativer Einfluss. 

Neben der Ausgaben- ist auch die Einnahmenseite von Bedeutung. Der Länderfinanzaus-

gleich wirkt anreizhemmend und schwächt die wirtschaftliche Dynamik. Es lohnt sich für 

Länder weniger, durch Investitionen und eine wirtschaftsfreundliche Politik die Wertschöp-

fung und damit die Steuerbasis im eigenen Land auszubauen, wenn zusätzliche Steuerein-

nahmen zum allergrößten Teil konfisziert werden. Die Berechnungen bestätigen diesen ver-

muteten Zusammenhang. Signifikant und mit hohem Gewicht hemmen sowohl der horizon-

tale als auch der vertikale Finanzausgleich das wirtschaftliche Wachstum. Diejenigen Länder, 

welche besonders stark in das finanzielle Ausgleichssystem eingebunden sind, weisen signifi-

kant niedrigere Wachstumsraten auf. 

Erklärungsgehalt**: 84,1% 
Wirkungsfaktor Wirkungsrichtung* Gewicht in Prozent Signifikanzniveau
Anteil der Teilzeitbeschäftigung + 29,0 (***)
Öffentliche Beschäftigung - 15,7 (***)
Ausgaben für Forschung und Entwicklung + 10,1 (**)
Patentanmeldungen + 10,0 (***)
Selbständigenquote ohne primären Sektor + 8,0 (**)
Fremdenverkehrsquote + 7,5 (**)
Studienanfängerquote + 7,4 (***)
Mitglieder in Sportvereinen + 5,3 (*)
Verkehrsinfrastruktur + 4,6 (***)
Welthandelsanteil + 0,8 (***)
Absolventen ohne Hauptschulabschluss - 0,8 (**)
Ausgaben für Sozialhilfe - 0,7 (***)
* + steht jeweils für eine günstige, - für eine ungünstige (***) 99 % Signifikanzniveau
Wirkungsrichtung (**) 95 % Signifikanzniveau
** Der Erklärungsgehalt ist das bereinigte R² (*) 90 % Signifikanzniveau

Zielgröße Bruttoinlandsprodukt
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Erklärungsgehalt**: 63,5% 
Wirkungsfaktor Wirkungsrichtung* Gewicht in Prozent Signifikanzniveau
Absolute Leistungen im Länderfinanzausgleich horizontal - 26,7 (***)
Anteil der Bevölkerung in Großstädten + 13,1 (***)
Schuldenstand der Länder - 12,9 (**)
Investitionsquote + 10,9 (**)
Investitionsquote der Industrie + 8,8 (*)
Selbständigenquote + 6,8 (*)
Höhe der Sozialhilfe - 6,2 (***)
Leistungen an die Länder vertikal - 6,1 (***)
Frauen-Beschäftigungsquote + 2,0 (*)
Patentanmeldungen im Hochtechnologiebereich + 1,9 (*)
Absolventen mit Hochschul- und Fachhochschulreife + 1,3
Intensität des Parteienwettbewerbs + 1,2 (***)
Ausgaben für Hochschulen + 1,1
Luftverkehr, beförderte Personen + 1,1 (***)
* + steht jeweils für eine günstige, - für eine ungünstige (***) 99 % Signifikanzniveau
Wirkungsrichtung (**) 95 % Signifikanzniveau
** Der Erklärungsgehalt ist das bereinigte R² (*) 90 % Signifikanzniveau

Zielgröße Wirtschaftswachstum

 

4.2.2 Bereich Beschäftigung 

Im Zielgrößenbereich „Beschäftigung“ führen ungünstige exogene Rahmenbedingungen da-

zu, dass kein Land der Arbeitsmarktprobleme vollständig Herr werden kann. Innerhalb des 

vorgegebenen Rahmens bestehen für die Bundesländer aber Gestaltungsspielräume, die zum 

unterschiedlichen beschäftigungspolitischen Erfolg der einzelnen Länder beitragen. Wie er-

folgreich Arbeitskräfte sich in den Arbeitsmarkt integrieren können, hängt von Verschiede-

nem ab. Qualität und Preis der von ihnen erbrachten Leistung spielen eine entscheidende Rol-

le. Produktivität und Entlohnung sind somit wesentliche Determinanten der Beschäfti-

gungssituation. Ordnungspolitik und allgemeine Wirtschaftspolitik, Bildungspolitik sowie 

Haushaltspolitik sind geeignet, diese positiv zu beeinflussen. 

Der Lohn als Preis für den Produktionsfaktor Arbeit hängt wesentlich von der Flexibilität des 

Arbeitsmarktes ab. Die Funktionsweise des Arbeitsmarktes wie die der übrigen Märkte beruht 

auf dem ordnungspolitischen Rahmen. Bundesländer können diesen im System des kooperati-

ven Föderalismus zum größten Teil lediglich indirekt dadurch beeinflussen, dass sie an Bun-

desgesetzen im Bundesrat mitwirken. Begrenzter Spielraum ergibt sich hier außerdem durch 

Verwaltungshandeln. Das Gerichtswesen ist teilweise durch die Bundesländer zu organisie-

ren. Die Verfahrensdauer der Arbeitsgerichtsbarkeit hängt neben weiteren Faktoren davon ab, 

wie effizient Bundesländer das Gerichtswesen gestalten. Hierdurch wird die Funktionsfähig-

keit des Arbeitsmarktes beeinflusst. Lange Verfahrensdauern erhöhen implizit den Kündi-

gungsschutz und hindern Unternehmen somit daran, flexibel auf konjunkturelle Schwankun-
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gen zu reagieren. Entsprechend verschlechtert sich mit der Verfahrensdauer die Beschäfti-

gungssituation signifikant. 

Die Tarifautonomie entzieht den Tariflohn als Preis des Faktors Arbeit und zentralen be-

schäftigungspolitischen Parameter, der als Ausgleichsmechanismus zwischen Angebot und 

Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt wirkt, dem unmittelbaren Zugriff der Politik, mithin auch 

der Landespolitik. Auf die Sozialhilfe als absolute Lohnuntergrenze können Länder und 

Kommunen hingegen Einfluss nehmen. Sozialhilfe bzw. seit Beginn dieses Jahres das Ar-

beitslosengeld II bilden die absolute Lohnuntergrenze, denn würden von Unternehmerseite 

Löhne unterhalb der Sozialhilfe geboten, so werden nur wenige bereit sein, hierfür eine Be-

schäftigung aufnehmen und dadurch Sozialhilfeansprüche aufzugeben. Mit zunehmender -

Lohnuntergrenze werden Lohn und Arbeitsmarkt inflexibler; der Lohn als Preis des Faktors 

ist weniger gut in der Lage, einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Ar-

beitsmarkt herbeizuführen. Die Beschäftigungssituation verschlechtert sich, wie die Empirie 

bestätigt. Länder und Kommunen verfügen über Spielräume, wenn es darum geht, im Rahmen 

der Ausübung von Vorschriften die Bedürftigkeit zu prüfen, Mehrbedarfszuschläge zu erteilen 

und Sanktionsmaßnahmen zu verhängen, etwa einen Teil der Sozialtransfers zu entziehen. 

Abzuwarten bleibt, welche Praxis sich für das Arbeitslosengeld II einspielt. 69 Kommunen 

haben darauf optiert, die gesamte Grundsicherung für Arbeitsuchende zu übernehmen. An-

sonsten sind Arbeitsgemeinschaften vor Ort damit betraut, Arbeitslosengeld auszuzahlen. 

Kommunale Vertreter als Mitglieder dieser Arbeitsgemeinschaften beeinflussen, wie Hand-

lungsspielräume wahrgenommen werden. 

Die Flexibilität des Arbeitsmarktes, Teilzeitbeschäftigte, Frauen und Jugendliche aufzuneh-

men, erweist sich in der ökonometrischen Analyse als entscheidend für die Beschäftigungssi-

tuation. Diese Aufnahmefähigkeit hängt neben dem Arbeitsmarktrahmen auch von der Flexi-

bilität und Dynamik des Unternehmenssektors ab, welche durch Wirtschaftspolitik und lan-

despolitische Rahmenbedingungen mit beeinflusst werden. Zu nennen sind hier beispiels-

weise geringe bürokratische Hürden. Außerdem zeigt die öffentlich bereitgestellte Infra-

struktur eine signifikante Wirkung. Eine unternehmensfreundliche Wirtschaftspolitik wirkt 

sich positiv auf die Wirtschaftsstruktur aus, stärkt die Marktposition der Betriebe und ermög-

licht so eine höhere Wertschöpfung pro Arbeitskraft, so dass die Beschäftigung von Arbeits-

kräften attraktiver ist. Exportquote, Anteil der Beschäftigten im sekundären Sektor und Insol-

venzrisiko als signifikante Indikatoren der Wettbewerbsfähigkeit sind demnach mittelbar 

durch die Landespolitik beeinflussbar. Außerdem werden Betriebe in einem wirtschafts-

freundlichen Umfeld eher bereit sein, Zukunftsinvestitionen zu tätigen. Arbeitskräfte sind 
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produktiver, wenn sie über viel Sachkapital verfügen, um ihren Aufgaben nachzugehen, und 

werden eher beschäftigt. Die empirischen Ergebnisse stützen diesen Zusammenhang. Die 

Produktionstechnologie als weiterer Einflussfaktor der Arbeitsproduktivität und damit der 

Qualität der erbrachten Leistung entwickelt sich durch Forschungstätigkeit und technischen 

Fortschritt fort. Patentanmeldungen sind ein Indikator, der eine positive Wirkung zeigt. Auch 

hier können Bundesländer durch unternehmensfreundliche Rahmenbedingungen die Grund-

lage legen. 

Wenn sich die Löhne als Preis des Faktors Arbeit aufgrund bestehender Arbeitsmarktrigiditä-

ten nur eingeschränkt der Produktivität von Arbeitskräften anpassen können, so ist die Ar-

beitsproduktivität für die Beschäftigungssituation von besonderer Bedeutung. Ist es Arbeits-

kräften nicht möglich, billiger zu sein, so müssen sie besser werden, um für potentielle Ar-

beitgeber an Attraktivität zu gewinnen. Neben der Gestalt des Unternehmenssektors tragen 

Eigenschaften des Produktionsfaktors Arbeit maßgeblich zur Produktivität der Arbeitskräfte 

bei. Bildungspolitik spielt eine große Rolle dabei, Humankapital aufzubauen und so die Pro-

duktivität des Erwerbspersonenpotenzials zu steigern. Dieser Politikbereich ist ein elementa-

res landespolitisches Betätigungsfeld und direkt durch die Landesregierungen steuerbar. Den 

Bundesländern obliegt es, die Bildungsqualität in Schulen und Hochschulen zu stärken. Eben-

so können Bundesländer durch geeignete eigene Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 

dazu beitragen, Humankapital zu bilden. Offensichtlich gelingt es Bundesländern eher als 

bundesstaatlichen Institutionen, sich beim Einsatz des Instrumentariums aktiver Arbeits-

marktpolitik an den Bedürfnissen des Marktes zu orientieren. Die Ausgaben für aktive Ar-

beitsmarktpolitik der Länder reduzieren die Arbeitslosigkeit und steigern die Erwerbstätigkeit 

signifikant. Die Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft trägt ebenfalls zur Humankapi-

talbildung bei. Die Berechnungen zeigen einen starken positiven Einfluss auf die Beschäfti-

gungssituation. Die Bereitschaft der Unternehmen, sich in der Ausbildung zu engagieren, 

hängt unter anderem von unternehmensfreundlichen Rahmenbedingungen sowie positiven 

Zukunftserwartungen ab. Die Landesregierungen können hier indirekt Einfluss nehmen.  

Haushaltspolitik und die Bereitschaft, mit öffentlichen finanziellen Mitteln unmittelbar Be-

schäftigung zu finanzieren, wirken sich ebenfalls auf die Arbeitsmarktlage aus. Öffentliche 

Beschäftigung und Personalausgabenquote werden unmittelbar von den Landesregierungen 

festgelegt. Die Berechnungen ergeben zwar eine positive Wirkung dieser beiden Faktoren auf 

die Beschäftigungssituation, dennoch ist öffentliche Beschäftigung als zweischneidiges 

Schwert zu sehen: Die Ausgaben hierfür verschlechtern die Finanzlage der Landeshaushalte. 

Langfristig machen sich steigende Versorgungslasten bemerkbar. Der Spielraum eines Lan-
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des, eine beschäftigungsfördernde Politik zu betreiben, verringert sich. Tatsächlich zeigen die 

Berechnungen einen starken negativen Einfluss der Zinsbelastung der Landeshaushalte auf 

die Beschäftigungssituation. Bundesländer können über verschiedene Ausgabenposten ohne 

bundespolitische Vorgaben entscheiden, auf eine effiziente Mittelverwendung achten und 

damit direkt beeinflussen, welcher finanzielle Handlungsspielraum ihnen verbleibt. Eine um-

fassende Reform der föderalen Beziehungen könnte den Einflussspielraum der Länder auf 

ihre Haushaltsführung und -situation nachhaltig erweitern. Die Kompetenz, Steuern zu erhe-

ben und Steuerquellen auszuschöpfen, und mehr Spielraum bei der Gestaltung ausgaben-

trächtiger Aufgaben sind hier zu nennen. 

Erklärungsgehalt**: 75,9% 
Wirkungsfaktor Wirkungsrichtung* Gewicht in Prozent Signifikanzniveau
Anteil der Beschäftigten im sekundären Sektor + 26,5 (***)
Verfahrensdauer der Arbeitsgerichtsbarkeit - 18,6 (***)
Ausbildungsstellenrelation + 17,6 (***)
Insolvenzhäufigkeit - 12,0 (***)
Zinssteuerquote - 7,6 (***)
Ausgaben für Hochschulen + 4,8 (***)
Ausgaben für Sozialhilfe - 4,7 (**)
Patentanmeldungen + 2,8 (**)
Öffentliche Beschäftigung + 2,6 (***)
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik + 1,5 (***)
Exportquote des verarbeitenden Gewerbes + 0,7 (***)
Verkehrsinfrastruktur + 0,6 (***)
* + steht jeweils für eine günstige, - für eine ungünstige (***) 99 % Signifikanzniveau
Wirkungsrichtung (**) 95 % Signifikanzniveau
** Der Erklärungsgehalt ist das bereinigte R² (*) 90 % Signifikanzniveau

Zielgröße Arbeitslosigkeit

 

Erklärungsgehalt**: 78,9% 
Wirkungsfaktor Wirkungsrichtung* Gewicht in Prozent Signifikanzniveau
Anteil der Teilzeitbeschäftigung + 30,9 (***)
Zinslastquote - 26,5 (***)
Verfahrensdauer der Arbeitsgerichtsbarkeit - 14,8 (***)
Patentanmeldungen + 8,9 (***)
Investitionsquote der Industrie + 5,8 (***)
Frauen-Beschäftigungsquote + 4,5 (***)
Leistungen an die Länder vertikal + 2,1
Jugend-Beschäftigungsquote + 1,7 (*)
Ausbildungsstellenrelation + 1,4 (***)
Personalausgabenquote + 1,4 (***)
Direktinvestitionen + 0,8 (**)
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik + 0,7 (***)
Öffentliche Beschäftigung + 0,5 (**)
* + steht jeweils für eine günstige, - für eine ungünstige (***) 99 % Signifikanzniveau
Wirkungsrichtung (**) 95 % Signifikanzniveau
** Der Erklärungsgehalt ist das bereinigte R² (*) 90 % Signifikanzniveau

Zielgröße Erwerbstätigkeit
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4.2.3 Bereich Sicherheit 

Wie gut es den Bürgern in einem Bundesland geht, hängt auch davon ab, wie es um die sozi-

ale und innere Sicherheit bestellt ist. Soziale Strukturen und die Möglichkeiten sozialer Mobi-

lität beeinflussen beide Komponenten der Sicherheit, wie die Berechnungen belegen. Perso-

nen werden hierdurch geprägt und Lebensperspektiven drücken sich hierin aus. Famili-

enpolitik, Regionalpolitik, Bildungspolitik, allgemeine Wirtschaftspolitik und Arbeitsmarkt-

politik stellen wichtige Ansatzpunkte dar, auf soziale Strukturen sowie soziale Mobilität und 

damit auf die Sicherheitslage einzuwirken. 

Soziale Strukturen und dabei vor allem familiäre Verhältnisse sind entscheidend für die Si-

cherheitslage. Dies zeigt der negative Einfluss hoher Scheidungsraten, vieler Alleinerzie-

hender und eines hohen Geburtendefizits. Familienstrukturen reagieren nur sehr mittelbar auf 

eine familienfreundliche Politik. Allerdings können Landesregierungen Betreuungsangebote 

schaffen, um mangelhafte familiäre Strukturen zumindest teilweise aufzufangen. Durch sol-

che Angebote könnten sie es auch erleichtern, Kinderbetreuung und Beruf miteinander zu 

vereinbaren. Der ökonometrisch bestätigten Tendenz von Sozialhilfemilieus, sich zu verfesti-

gen, können Länder entgegenwirken. Konkrete Maßnahmen einer aktivierenden Sozialpolitik 

sollten dementsprechend gerade in Milieus stattfinden, in denen Personen besonders häufig in 

das Netz der Sozialhilfe fallen. In sicherheitspolitisch erfolgreichen Ländern spielt landespo-

litisches Engagement in der aktiven Arbeitsmarktpolitik als Form aktivierender Sozialpolitik 

eine größere Rolle.  

Durch Regional- und Siedlungspolitik beeinflussen Länder und Kommunen direkt, wie stark 

sich Bevölkerungsschwerpunkte herausbilden und wie intensiv ländliche Räume gefördert 

werden. Vorteilhaft für soziale Strukturen und Sicherheitslage ist eine Regionalpolitik, die 

ländliche Räume nicht benachteiligt. Die Berechnungen bestätigen, dass in ländlichen Sied-

lungsstrukturen die Sicherheitslage stabiler, in Großstädten angespannter ist. 

Auf die soziale Mobilität als zweite wichtige Determinante im Bereich „Sicherheit“ können 

Bundesländer sowohl direkt als auch indirekt einwirken. Bundesländer, die im Bereich „Ein-

kommen“ erfolgreich sind, können ihren Bürgern auch ein höheres Maß an Sicherheit bieten. 

Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf bildet die legalen Einkommensmöglichkeiten ab. Mit dem 

Einkommensniveau verbessert sich die Sicherheitslage signifikant. Das Bruttoinlandsprodukt 

pro Einwohner lässt sich über diejenigen Faktoren beeinflussen, die sich im Bereich „Ein-

kommen“ als wirksam erwiesen.  
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Ein hoher Humankapitalbestand steigert die soziale Mobilität. Die ökonometrische Analyse 

belegt einen positiven Einfluss. Bundesländer können in ihrem angestammten Politikfeld der 

Bildungspolitik das Qualifikationsniveau direkt fördern, etwa über die signifikanten Wir-

kungsfaktoren Schüler-je-Lehrer-Relation, Anteil der Absolventen mit Hochschulreife, Aus-

gaben für Hochschulen sowie etwas weniger direkt über die Studienanfängerquote.  

Auch die allgemeine Wirtschaftspolitik wirkt sich auf die soziale Mobilität aus. Bauen Unter-

nehmen Sachkapital auf, so fördert dies ebenfalls Arbeitsproduktivität und berufliche Chan-

cen. Verschiedene Wirkungsfaktoren, die sich im Bereich „Sicherheit“ als signifikant heraus-

stellen, weisen in diese Richtung. Durch die Höhe der Gewerbesteuer können Länder bzw. 

ihre Kommunen direkt wirksame Anreize setzen, Kapital zu akkumulieren. 

Wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen machen sich indirekt bemerkbar und ermuntern 

Unternehmen, zu investieren sowie zu forschen und Patente anzumelden. Durch Finanzierung 

und unkomplizierte Genehmigungsverfahren können Bundesländer direkt zu einer bedarfsge-

rechten Verkehrsinfrastruktur beitragen, der Sachkapitalstock steigt an, außerdem wird hier-

durch wirtschaftliche Aktivität gefördert, mehr Arbeitsplätze stehen zur Verfügung und die 

Sicherheitslage verbessert sich. 

Die beruflichen Chancen hängen auch von der Arbeitsmarktpolitik ab. Wie bereits ausgeführt 

beeinflussen die Höhe der Sozialhilfe und die Verfahrensdauer der Arbeitsgerichtsbarkeit, wie 

flexibel der Arbeitsmarkt ist, und wirken sich damit auf die soziale Mobilität aus. Bundeslän-

der verfügen jeweils über einen gewissen Einfluss auf diese signifikanten Wirkungsfaktoren. 

Eine aktivierende Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik wirkt sich ebenfalls positiv aus. Ein fle-

xibler Arbeitsmarkt äußert sich unter anderem in einer hohen Teilzeitquote, die sich als signi-

fikant erweist. Die entscheidenderen Weichenstellungen in der Arbeitsmarktpolitik werden 

jedoch durch Bundespolitik und Tarifvertragsparteien vorgenommen. Neben den Unterneh-

men kann auch die öffentliche Hand Arbeit nachfragen und direkt dazu beitragen, Beschäfti-

gungsperspektiven zu eröffnen. 

Abhängig davon, wie die Länder ihre Gerichte mit Ressourcen ausstatten, fällt die Verfah-

rensdauer der Strafgerichtsbarkeit aus. Kriminalität erscheint mehr oder weniger vermeidens-

wert; es zeigt sich ein signifikanter Einfluss dieses Wirkungsfaktors auf die Sicherheitslage. 
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Erklärungsgehalt**: 77,7% 
Wirkungsfaktor Wirkungsrichtung* Gewicht in Prozent Signifikanzniveau
Anzahl der Sozialhilfeempfänger, Vorperiode - 15,5 (***)
Ehescheidungen pro Ehen - 15,4 (***)
Gewerbesteuer - 12,3 (***)
Ausländeranteil - 11,3 (***)
Öffentliche Beschäftigung + 8,6 (**)
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik + 7,4 (***)
Schüler-je-Lehrer-Relation - 6,5 (***)
Anteil der Teilzeitbeschäftigung + 6,1 (**)
Alleinerziehende - 5,7 (***)
Welthandelsanteil + 4,8 (**)
Absolventen mit Hochschul- und Fachhochschulreife + 2,7 (**)
Anteil der Bevölkerung in Großstädten - 2,3 (**)
Patentanmeldungen + 0,7 (*)
Verfahrensdauer der Arbeitsgerichtsbarkeit - 0,7 (***)
* + steht jeweils für eine günstige, - für eine ungünstige (***) 99 % Signifikanzniveau
Wirkungsrichtung (**) 95 % Signifikanzniveau
** Der Erklärungsgehalt ist das bereinigte R² (*) 90 % Signifikanzniveau

Zielgröße Sozialhilfeempfängeranteil

 

Erklärungsgehalt**: 80,4% 
Wirkungsfaktor Wirkungsrichtung* Gewicht in Prozent Signifikanzniveau
Natürliche Bevölkerungsentwicklung + 34,7 (***)
Anteil der Bevölkerung in Großstädten - 22,0 (***)
Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf + 19,8 (***)
Höhe der Sozialhilfe - 9,6 (***)
Verkehrsinfrastruktur + 4,8 (***)
Verfahrensdauer der Strafgerichtsbarkeit - 4,8 (**)
Studienanfängerquote + 4,0 (*)
Anteil der Beschäftigten im Agrarsektor + 0,3 (**)
* + steht jeweils für eine günstige, - für eine ungünstige (***) 99 % Signifikanzniveau
Wirkungsrichtung (**) 95 % Signifikanzniveau
** Der Erklärungsgehalt ist das bereinigte R² (*) 90 % Signifikanzniveau

Zielgröße Innere Sicherheit 

 

5. Reform der föderalen Ordnung: mehr Effizienz und mehr Gerechtigkeit 

Um von der effizienzsteigernden Wirkung des institutionellen Wettbewerbs nachhaltig profi-

tieren zu können, müssen Bundesländer diejenigen Politikparameter einsetzen können, die im 

Standortwettbewerb um Mobiles entscheidend sind. Eine Föderalismusreform hat an den 

Kompetenzdefiziten anzusetzen, die Bundesländer bisher daran hindern, die in ihrem Land 

erzielbare Netto-Kapitalrendite positiv zu beeinflussen. Die Länder müssen wesentliche 

Kompetenzen in den Bereichen der Regulierung der Güter- und Faktormärkte, der Arbeits-

markt- und Sozialpolitik, der Agrar-, Regional- und Strukturpolitik sowie in der Steuerpolitik 

erhalten. Gerade die ostdeutschen Bundesländer würden hiervon profitieren. Sie könnten 

Nachteile bei der Kapitalproduktivität durch einen flexibleren Arbeitsmarkt mit niedrigeren 

Lohnsätze und eine geringere Steuerlast kompensieren, um so mit einer wettbewerbsfähigen 

erzielbaren Netto-Kapitalrendite den Standortwettbewerb aufzunehmen. So wäre es den ost-
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deutschen Bundesländern möglich, Kapital zu attrahieren, ihre Wertschöpfung zu steigern und 

aufzuholen. Eine solche Reform brächte Chancengerechtigkeit. Sie ermöglichte es wirt-

schaftlich rückständigen Bundesländern, sich selbst zu helfen. 

Der Wettbewerb könnte als Entdeckungsverfahren wirken und die besten Lösungen zutage 

fördern; außerdem könnten die Länder je nach ihren wirtschaftlichen Gegebenheiten unter-

schiedliche Wege beschreiten. Beispielsweise könnte eines der neuen Bundesländer betriebli-

chen Bündnissen für Arbeit mehr Raum gewähren und seine Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

so gestalten, dass sie den Sprung in den regulären Arbeitsmarkt erleichtert. Ein anderes Land 

könnte Betriebsverfassungsgesetz und Mitbestimmungsregeln an die Bedürfnisse ausländi-

scher Investoren anpassen, ein weiteres Unternehmenssteuern reduzieren, ein viertes Land das 

Bau- und Planungsrecht ausdünnen und zu mittelstandsfreundlichen Genehmigungsverfahren 

gelangen. Andere Länder könnten aus den Erfahrungen lernen und erfolgreiche Reform-

schritte übernehmen. 

Um zu einer effizienten föderalen Ordnung zu gelangen, wäre es wünschenswert, auf konkur-

rierende Gesetzgebung (Art. 74 und 74a Grundgesetz (GG)), Rahmengesetzgebung (Art. 75 

GG), und Gemeinschaftsaufgaben (Art. 91a, 91b GG) zu verzichten und die entsprechenden 

Kompetenzen und finanziellen Mittel auf die Länder zu übertragen. Für alle Bereiche, für 

welche die Zuständigkeit des Bundes nicht explizit festgeschrieben wäre, sollten die Bundes-

länder beziehungsweise deren Kommunen allein zuständig sein. 

Eine derart konsequente Reform droht an Widerständen und den erforderlichen Mehrheiten in 

Bundestag und Bundesrat zu scheitern. Für diesen Fall wären alternative Regelungen anzu-

streben. So sollten umfassende Gesetzgebungskompetenzen aus dem Katalog der konkurrie-

renden Gesetzgebung gestrichen werden, insbesondere das „Recht der Wirtschaft“ (Art. 74, 

Ziff. 11 GG), das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des Arbeitsschutzes und 

der Arbeitsvermittlung (Art. 74, Ziff. 12 GG) sowie die Regelung der Ausbildungshilfen und 

die Förderung der wissenschaftlichen Forschung (Art. 74, Ziff. 13 GG).  

Weiter könnte Bundesländern etwa im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung das Recht 

zugestanden werden, von Bundesgesetzen abzuweichen, wenn der Bundestag nicht binnen 

einer bestimmten Frist Einspruch gegen diese abweichenden Landesgesetze einlegt.25 Als 

Minimallösung könnten Bundesgesetze um Experimentierklauseln ergänzt werden, die den 

Ländern konkret für das jeweilige Gesetz eine abweichende Regelung ermöglichen. An den 

                                                
25 Vgl. Enquete-Kommission (1977) als ein frühes Beispiel für einen solchen Vorschlag. 
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Bundesländern läge es, den Weg der Dezentralisierung von Kompetenzen konsequent weiter-

zubeschreiten und ihren Kommunen mehr Spielraum einzuräumen. 

Effizientere Lösungen erfordern mehr institutionelle Kongruenz. Das macht nicht nur eine 

Entflechtung der Kompetenzen notwendig, es braucht auch eine adäquate Finanzordnung. Um 

finanzielles Trittbrettfahren zu verringern, müssen die Länder und Kommunen mehr finan-

zielle Autonomie erhalten. Ein Trennsystem ist zwar eine saubere aber keine realistische 

Möglichkeit, eine Zuschlagslösung hat mehr Chancen auf Erfolg. Mit den Gemeinschaftsauf-

gaben müssen auch die Mischfinanzierungen verschwinden, Subventionsgesetze müssen be-

seitigt werden. Die Haftungsgemeinschaft der Bundesländer und des Bundes ist aufzubrechen, 

eine glaubwürdige, sanktionsbewehrte „no-bail-out-Klausel“ ist allerdings ein nicht realisier-

bares Ideal. Viel wäre schon gewonnen, wenn die inter-regionale Umverteilung grundlegend 

reformiert würde. Die sollte sich an drei Kriterien orientieren: weniger, anreizverträglicher 

und transparenter. 

Viele meinen, das alles wäre nur ein Kurieren an Symptomen. Notwendig sei letztlich ein 

völlig neuer Weg. Der wird mit der Idee der FOCJ (functional, overlapping, competing juris-

dictions) beschritten.26 Dieses Konzept bricht mit der Vorstellung eines im Vorfeld bestimm-

baren und über die Dauer konstanten optimalen Zentralisierungsgrades für staatliche Aufga-

ben. Alle Kompetenzen werden zunächst auf der untersten Ebene angesiedelt. Ausgehend von 

dieser Zuordnung bildet sich im Wettbewerb die optimale Größe (räumlich, Zahl der Einwoh-

ner etc.) für eine öffentlich bereitgestellte Leistung. Im Gegensatz zu dem altbekannten 

Tibout-Modell geht es dabei nicht von der Annahme der vollständigen Konkurrenz aus, son-

dern sieht den Wettbewerb als dynamischen Prozess, in dem die effiziente Bereitstellung einer 

Leistung erst herausgefunden werden muss. Frey und Eichenberger sprechen von der fünften 

Freiheit. 

Das Konzept, welches diese Freiheit garantieren soll, unterscheidet sich stark von bestehen-

den föderalen Systemen. Die Idee der FOCJ ist es, analog zum wirtschaftlichen Wettbewerb 

ein System zu schaffen, welches Wettbewerb auf politische Ebene ermöglicht und so zu einer 

effizienten Bereitstellung staatlicher Leistungen führt. Dies wird ermöglicht, indem für die 

Erfüllung einzelner staatlicher Funktionen (beispielsweise Unterhalt von Schulen und Parks, 

Abfallbeseitigung oder Gewährleistung öffentlicher Sicherheit) Gebietskörperschaften gebil-

det werden können. Die Größe einer Gebietskörperschaft kann dabei von Aufgabe zu Aufgabe 

variieren, da sie sich nicht wie gegenwärtig an den administrativen Grenzen orientiert, son-

                                                
26 Vgl. Eichenberger (1996); Frey (1997). 
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dern an der Erfüllung der entsprechenden Aufgabe. Frey und Eichenberger bezeichnen eine 

solche Körperschaft als FOCUS.27  

Die Funktionsgebundenheit eines FOCUS hat den Vorteil, dass für jede Aufgabe Skalener-

träge effizient genutzt werden und gleichzeitig den Präferenzen der Mitglieder eines FOCUS 

entsprochen wird. Neben der Funktionalität ist eine weitere Eigenschaft der FOCJ die Über-

lappung. Diese bezieht sich zum einen auf unterschiedliche Aufgaben, da jede Aufgabe einen 

unterschiedlich großen FOCUS erfordert. Entsprechend sind Bürger oder Gemeinden Mit-

glied in verschiedenen FOCJ. Eine Überlappung ist jedoch zum anderen auch dann möglich, 

wenn verschiedene FOCJ die gleiche Aufgabe erfüllen. Eine weitere Eigenschaft ist der Wett-

bewerb zwischen den FOCJ. Diese konkurrieren um Gemeinden und Bürger. Da ein Austritt 

auch ohne geographische Wanderung möglich ist, sind Ineffizienz oder monopolähnliche 

Preise nicht möglich. Darüber hinaus wird der politische Wettbewerb durch demokratische 

Strukturen garantiert. Die Mitglieder können die Exekutive und Legislative eines FOCUS 

wählen. Gleichzeit besteht durch das Recht auf Initiativen die Möglichkeit, konkrete Vor-

schläge in den politischen Prozess einzubringen.28 Die letzte Eigenschaft ist die Steuerhoheit 

eines FOCUS. Diese garantiert das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz. Ein FOCUS muss 

seine Leistungen durch eigene Steuern finanzieren. Nur, wenn alle diese vier Prinzipien erfüllt 

sind, kann sich der politische Wettbewerb frei entfalten.29 

Um die vier Kriterien zu erfüllen und damit verbunden den politischen Wettbewerb zu ermög-

lichen, ist den Gemeinden oder wenn möglich jedem einzelnen Bürger die Freiheit zu über-

tragen, sich an FOCJ zu beteiligen. Gleichzeitig muss die Möglichkeit geschaffen werden, aus 

bisher bestehenden Gebietskörperschaften auszutreten und von der Steuerlast befreit zu wer-

den, die mit der Zugehörigkeit zu der entsprechenden Gebietskörperschaft verbunden ist. Falls 

aus sozialen Gründen eine Umverteilung zwischen den Personengruppen erwünscht ist, kann 

die Mitgliedschaft in einem FOCJ verpflichtend sein. Ein Beispiel hierfür ist die Mitglied-

schaft in einem Schul-FOCUS für Personen ohne Kinder im schulfähigen Alter. Um die Ent-

stehung von Schul-FOCJ zu verhindern, die sich auf die Gruppe Kinderloser spezialisieren 

und im Extremfall gar keine Schulbildung anbieten, ist es notwenig Mindeststandards zu defi-

nieren.30 

Werden bestimmte Rahmenbedingungen beachtet, stellen die FOCJ ein interessantes Konzept 

dar, politisch bedingte Ineffizienzen zu überwinden, dem institutionellen Wettbewerb zum 
                                                
27 Vgl. Frey (1997), S. 12-20 sowie Eichenberger (1996). 
28 Vgl. Eichenberger (2002), S. 12f. 
29 Vgl. Frey und Eichenberger (1996), S. 316. 
30 Vgl. Frey (1997), S. 16f. 
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Durchbruch zu verhelfen und im Standortwettbewerb eine stärkere Position einzunehmen. Es 

gilt, den gordischen Knoten der institutionellen Verflechtungsfalle zu zerschlagen, mehr 

Wettbewerb überall zuzulassen und so einen Weg aus der wirtschaftlichen Misere in Deutsch-

land zu finden. 
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